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S C H L U S S A N T R Ä G E D E S GENERALANWALTS 

M A R C O D A R M O N 

vom 25. Januar 1989 * 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

1. Die Schwierigkeiten, auf die die beiden 
deutschen Staatsangehörigen Echternach 
und Moritz gestoßen sind, die in den Nie­
derlanden die Finanzierung ihres Studiums 
nach dem niederländischen Gesetz über die 
Studienfinanzierung (Wet op de Studiefi­
nanciering, nachstehend: WSF) begehren, 
haben die Commissie van Beroep Studiefi-
nanziering in Groningen veranlaßt, Ihnen 
im Rahmen zweier verschiedener Verfahren 
äußerst detaillierte Fragen zur Vorabent­
scheidung vorzulegen. 

2. Die Weigerung, das Studium von Herrn 
Echternach und von Herrn Moritz zu finan­
zieren, wurde von dem zuständigen nieder­
ländischen Ministerium in beiden Fällen wie 
folgt begründet: Die Antragsteller besäßen 
nicht die niederländische Staatsangehörig­
keit und gehörten auch nicht zu der Kate­
gorie ausländischer Studenten, die aufgrund 
der WSF den niederländischen Studenten 
gleichgestellt seien. Die niederländischen 
Behörden scheinen insbesondere darauf ab­
gestellt zu haben, daß keiner von beiden 
über eine Aufenthaltserlaubnis im Sinne des 
Ausländergesetzes verfügt, auf die die WSF 
hinsichtlich der Frage, welche ausländischen 
Studenten den niederländischen gleichge­
stellt sind, verweist. 

3. Neben diesen Gemeinsamkeiten unter­
scheidet sich der Fall Echternach in einigen 
Punkten von dem Fall Moritz. 

4. Herr Echternach besaß deshalb keine 
Aufenthaltserlaubnis im Sinne des Auslän­
dergesetzes, weil er wegen des Berufs seines 
Vaters, der Beamter der Europäischen Welt­
raumorganisation (EWO) in Nordwijk 
(Niederlande) war, einer solchen Erlaubnis 
nicht bedurfte. In der Tat gehörten auf­
grund dieser Tätigkeit als internationaler 
Beamter der Vater von Herrn Echternach 
und dessen Familienangehörige ausweislich 
des Vorlageurteils „zu der Gruppe der Aus­
länder, die gemäß einem internationalen 
Übereinkommen privilegiert sind und auf 
die das niederländische Ausländergesetz 
nicht anwendbar ist"1. In diesem Urteil 
heißt es weiter, die EWO habe Herrn Ech­
ternach „einen Ausweis ausgestellt, der ihn 
vom Besitz einer Aufenthaltsgenehmigung 
im Sinne des Ausländergesetzes befreit"2. 

5. Herr Moritz hatte seit 1972 mit seinen 
Eltern in den Niederlanden gewohnt, wo 
sein Vater arbeitete; 1985 ließ er sich zu­
sammen mit seinen Eltern in der Bundesre­
publik Deutschland nieder, kehrte jedoch 
1986 allein in die Niederlande zurück, um 
sein Studium fortzusetzen. Infolgedessen 
nahmen die niederländischen Behörden an, 
daß er keine Aufenthaltserlaubnis besitze, 
aufgrund deren er nach der WSF als mit ei­
nem niederländischen Student gleichgestell­
ter ausländischer Student angesehen werden 
könnte. Bei seiner Rückkehr in die Nieder­
lande wurde ihm lediglich eine befristete 
Aufenthaltserlaubnis erteilt. Eine solche ge­
nügt nach der WSF nicht, um den betreffen­
den ausländischen Studenten einem nieder­
ländischen Studenten gleichzustellen. 

* Originalsprache: Französisch. 

1 — Vorlageurteil in der Rechtssache Echternach, S. 2 der 
deutschen Übersetzung. 

2 — A. a. O. 
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6. Der detaillierten und komplizierten For­
mulierung der von der Commissie van Be­
roep Studiefinanciering vorgelegten Fragen 
lassen sich mehrere Rechtsprobleme entneh­
men, die zum Teil beiden Rechtssachen ge­
meinsam sind und zum Teil jeweils nur eine 
Rechtssache betreffen. 

7. Sie werden sich zunächst mit der Frage 
befassen müssen, inwieweit eine staatliche 
Studienfinanzierung in den Geltungsbereich 
von Artikel 12 der Verordnung (EWG) Nr. 
1612/68 des Rates vom 15. Oktober 1968 
über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer in­
nerhalb der Gemeinschaft (nachstehend: die 
Verordnung)3 fällt. Hierbei geht es also um 
den sachlichen Geltungsbereich dieser Be­
stimmung. Zweitens werden Sie — in der 
Rechtssache Echternach — zu prüfen ha­
ben, ob die Tätigkeit als Beamter der EWO 
dem Betreffenden die Eigenschaft eines 
Wanderarbeitnehmers im Sinne des Ge­
meinschaftsrechts nimmt und ihn sowie 
seine Familie von den damit verbundenen 
Rechten ausschließt. Drittens werden Sie — 
in der Rechtssache Moritz — entscheiden 
müssen, ob die Rechte, die ein Kind im 
Aufnahmemitgliedstaat aus der Wanderar­
beitnehmereigenschaft eines Elternteils her­
leitet, dadurch in Frage gestellt werden, daß 
der Elternteil diesen Staat verläßt, während 
das Kind nach einer kurzen Ausreise dort­
hin zurückkehrt, um sein Studium fortzuset­
zen. Bei diesen letzten beiden Punkten geht 
es um den persönlichen Geltungsbereich von 
Artikel 12 der Verordnung. Viertens stellt 
sich schließlich die Frage, ob ein Kind eines 
Wanderarbeitnehmers wegen der Anforde­
rungen an sein Aufenthaltsrecht im Aufnah-
mestaat einen etwaigen Anspruch auf die Fi­
nanzierung seines Studiums durch diesen 
Staat verlieren kann. 

I — Der sachliche Geltungsbereich von Arti­
kel 12 der Verordnung 

8. Die Fragen 5 und 6 in der Rechtssache 
Echternach sowie die Fragen 1 und 5 in der 
Rechtssache Moritz betreffen zwei Ge­
sichtspunkte des sachlichen Geltungsbe­
reichs von Artikel 12 der Verordnung. Der 
erste hat mit der Art des Studiums zu tun, 
auf das sich diese Bestimmung bezieht; Arti­
kel 12 Absatz 1 lautet nämlich: „Die Kinder 
eines Staatsangenhörigen eines Mitglied­
staats, der im Hoheitsgebiet eines anderen 
Mitgliedstaats beschäftigt ¡st oder beschäf­
tigt gewesen ist, können, wenn sie im Ho­
heitsgebiet dieses Mitgliedstaats wohnen, 
unter den gleichen Bedingungen wie die 
Staatsangehörigen dieses Mitgliedstaats am 
allgemeinen Unterricht sowie an der Lehr­
lings- und Berufsausbildung teilnehmen." 
Der zweite Gesichtspunkt betrifft den Inhalt 
des Begriffs der Teilnahmebedingungen und 
insbesondere die Frage, ob der in Artikel 12 
der Verordnung verankerte Grundsatz der 
gleichen Teilnahmebedingungen im Zusam­
menhang mit einem System der Studienfi­
nanzierung Anwendung finden kann, wie es 
in der WSF vorgesehen ist. 

9. In der Frage, was gemeinschaftsrechtlich 
unter Berufsausbildung zu verstehen ist, hat 
der Gerichtshof in den letzten Jahren einige 
Klarstellungen vorgenommen. 

10. Zunächst wurde in dem Urteil Gravier 
vom 13. Februar 1985 allgemein ausgeführt, 
daß 

„jede Form der Ausbildung, die auf eine 
Qualifikation für einen bestimmten Beruf 
oder eine bestimmte Beschäftigung vorberei­
tet oder die die besondere Befähigung zur 3 — ABl. L 257 vom 19. 10. 1968, S. 2. 
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Ausübung eines solchen Berufs oder einer 
solchen Beschäftigung verleiht, zur Berufs­
ausbildung gehört, und zwar unabhängig 
vom Alter und vom Ausbildungsniveau der 
Schüler oder Studenten und selbst dann, 
wenn der Lehrplan auch allgemeinbildenden 
Unterricht enthält" 4. 

11. Schließlich hat der Gerichtshof 1988 in 
mehreren Urteilen diese allgemeine Formu­
lierung in bezug auf das Hochschulstudium 
und das Studium an technischen Lehranstal­
ten konkretisiert. 

12. So hat er im Urteil Blaizot vom 2. Fe­
bruar 1988 ausgeführt, daß 

„weder die Bestimmungen des EWG-Ver­
trags, insbesondere nicht Artikel 128, noch 
die mit diesen Bestimmungen verfolgten 
Ziele, insbesondere im Bereich der Freizü­
gigkeit, Anhaltspunkte für eine Begrenzung 
des Begriffs der Berufsausbildung in der 
Weise liefern, daß jedes Universitätsstudium 
davon ausgeschlossen wäre". 

Weiter heißt es: 

„In allen Mitgliedstaaten wird davon ausge­
gangen, daß bestimmte Universitätsstudien 
die Studenten durch die Vermittlung be­
stimmter Kenntnisse und Fähigkeiten auf 
Hochschulniveau gerade auf bestimmte spä­
tere berufliche Tätigkeiten vorbereiten sol­

len. Dazu kommt, daß die Europäische So­
zialcharta, der die meisten Mitgliedstaaten 
als Vertragsparteien angehören, in Artikel 
10 die Hochschulausbildung unter den ver­
schiedenen Formen der beruflichen Ausbil­
dung erfaßt." 5 

13. Zu der Frage, ob ein Universitätsstu­
dium auf eine Qualifikation für einen be­
stimmten Beruf oder eine bestimmte Be­
schäftigung vorbereitet oder die besondere 
Befähigung zur Ausübung eines solchen Be­
rufs oder einer solchen Beschäftigung ver­
leiht, hat der Gerichtshof bermerkt, daß 

„dies nicht nur dann der Fall ist, wenn der 
Studienabschluß die unmittelbare Qualifika­
tion zur Ausübung eines bestimmten Berufs 
oder einer bestimmten Beschäftigung, die 
eine solche Qualifikation voraussetzen, ver­
leiht, sondern auch insoweit, als dieses Stu­
dium besondere Fähigkeiten vermittelt, d. h. 
wenn der Student für die Ausübung eines 
Berufs oder einer Beschäftigung der erwor­
benen Kenntnisse bedarf, selbst wenn dieser 
Erwerb für die Berufsausübung nicht in 
Rechts- oder Verwaltungsvorschriften vor­
geschrieben ist" 6. 

Der Gerichtshof hat dann auch festgestellt: 

„Die Hochschulstudiengänge erfüllen im 
allgemeinen diese Voraussetzungen. Etwas 
anderes gilt nur für bestimmte besondere 
Studiengänge, die sich aufgrund ihrer Ei­
genart an Personen richten, die eher ihre 
Allgemeinkenntnisse vertiefen wollen, als ei­
nen Zugang zum Berufsleben anstreben." 7 

4 — Rechtssache 293/83, Slg. 1985, 593, Randnr. 30. 

5 — Rechtssache 24/86, Slg. 1988, 379, Randnr. 17. 
6 — A. a. O., Randnr. 19. 
7 — A. a. O., Randnr. 20. 
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14. In dem Urteil Lair vom 21. Juni 1988 
wurden diese verschiedenen Erwägungen 
dahin zusammengefaßt, daß 

„Hochschulstudiengänge im allgemeinen die 
Voraussetzungen dafür erfüllen, als Berufs­
ausbildung im Sinne des EWG-Vertrags an­
gesehen zu werden"8. 

15. Obwohl diese Urteile zu dem Begriff 
der Berufsausbildung in Artikel 128 EWG-
Vertrag ergangen sind, gibt es meines 
Erachtens keinen Grund, in bezug auf das 
Hochschulstudium den Begriff der Berufs­
ausbildung im Sinne von Artikel 12 Absatz 1 
der Verordnung anders auszulegen. Beide 
Bestimmungen enthalten denselben Begriff, 
und ich meine nicht, daß dieser im Rahmen 
der Verordnung enger auszulegen ist als im 
Rahmen des Vertrages. Ich vermag weder 
im Wortlaut noch im Kontext dieser Bestim­
mungen ein Argument zu finden, das es 
rechtfertigen würde, dem Begriff der Be­
rufsausbildung zwei unterschiedliche Bedeu­
tungen zu geben. Meines Erachtens enthal­
ten die genannten Urteile über die formelle 
Bezugnahme auf Artikel 128 EWG-Vertrag 
hinaus eine gemeinschaftsrechtliche Defini­
tion des Begriffs der Berufsausbildung. 

16. Ich sehe daher auch nicht ein, weshalb 
das von Herrn Echternach in den Nieder­
landen absolvierte Hochschulstudium der 
Wirtschaftswissenschaften keine Berufsaus­
bildung im Sinne von Artikel 12 der Ver­
ordnung sein sollte. Ich schlage Ihnen folg­
lich vor, die Frage 6 in der Rechtssache 
Echternach zu bejahen. 

17. Angesichts der extensiven Auffassung 
des Gerichtshofes, der zufolge Hochschul­
studiengänge im allgemeinen als Berufsaus­
bildung im Sinne des Gemeinschaftsrechts 
anzusehen sind, scheint es mir im übrigen 
ausgeschlossen, daß Sie nunmehr im Falle 
der technischen Ausbildung eine restrikti­
vere Ansicht vertreten. Im Gegenteil, die 
technische Ausbildung ist gewissermaßen 
definitionsgemäß Teil der Berufsausbildung. 
Diesen Standpunkt scheint im übrigen auch 
der Gerichtshof in dem Urteil vom 27. Sep­
tember 1988 (Kommission/Belgien) 9 einge­
nommen zu haben, in dem es heißt, daß 
Lehrveranstaltungen einer höheren nichtuni­
versitären Lehranstalt in den Geltungsbe­
reich von Artikel 12 der Verordnung fielen. 

18. Ich meine deshalb, daß „eine höhere 
Berufsausbildung an einer niederländischen 
Hogere Technische School" — um die ge­
naue Formulierung der Frage 5 in der 
Rechtssache Moritz aufzugreifen — zwei­
fellos zur Berufsausbildung im Sinne von 
Artikel 12 der Verordnung gehört, und 
schlage Ihnen vor, auch diese Frage zu beja­
hen. 

19. Es steht nunmehr die Frage zur Ent­
scheidung an, ob der in Artikel 12 der Ver­
ordnung niedergelegte Grundsatz der glei­
chen Bedingungen der Teilnahme am „all­
gemeinen Unterricht sowie an der Lehr­
lings- und Berufsausbildung" auch auf eine 
Studienfinanzierung Anwendung findet, wie 
sie in den Niederlanden gehandhabt wird. 

20. Die von der niederländischen Regierung 
und der Kommission im vorliegenden Ver-

8 — Rechtssache 39/86, Slg. 1988, 3161, Randnr. 12. 9 — Rechtssache 42/87, Slg. 1988, 5445. 
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fahren gegebene Beschreibung des nieder­
ländischen Systems der Studienfinanzierung 
läßt keinen Zweifel an einem der wesentli­
chen Merkmale dieses Systems bestehen. 
Die in der WSF vorgesehene Studienfinan­
zierung soll die Kosten für den Lebensun­
terhalt des Studenten und nicht nur die Ko­
sten des Zugangs zum Unterricht im enge­
ren Sinne, wie z. B. die Einschreibegebüh­
ren, decken. 

21. Erinnern wir uns daran, daß nach dem 
Urteil vom 3. Juli 1974 (Casagrande) Artikel 
12 der Verordnung, wonach die Kinder von 
Wanderarbeitnehmern unter den gleichen 
Bedingungen wie die Staatsangehörigen des 
Aufnahmelandes am Unterricht teilnehmen 
können, 

„nicht nur auf die Zulassungsbedingungen, 
sondern auch auf die allgemeinen Maßnah­
men abzielt, welche die Teilnahme am Un­
terricht erleichtern sollen" 10. 

22. Sie müssen sich daher im Kern mit der 
Frage befassen, ob eine Studienfinanzie­
rung, wie sie in der WSF vorgesehen ist, zu 
den „allgemeinen Maßnahmen, welche die 
Teilnahme am Unterricht erleichtern sol­
len", gehört. 

23. Um jeder Gefahr einer Begriffsverwir­
rung vorzubeugen, möchte ich an dieser 
Stelle daran erinnern, daß zwischen den ge­
meinschaftsrechtlichen Vorschriften über die 
Voraussetzungen für den Zugang zur Be­
rufsausbildung der Gemeinschaftsbürger im 
allgemeinen und den gemeinschaftsrechtli­
chen Vorschriften über die Voraussetzungen 
für den Zugang zur Berufsausbildung der 
Wanderarbeitnehmer und deren Familienan­
gehörigen zu unterscheiden ist. 

24. Gemeinschaftsbürgern, die sich weder 
selbst noch in der Person eines Elternteils 
auf die Wanderarbeitnehmereigenschaft be­
rufen können, verleiht der EWG-Vertrag 
begrenzte, aber doch beachtliche Rechte. 
Zwar fallen die Voraussetzungen für den 
Zugang dieser Bürger zur Berufsausbildung 
in den Anwendungsbereich des EWG-Ver­
trags, wie im Urteil Gravier ausgeführt 
wurde, und gehören zu dieser Berufsausbil­
dung nach dem Urteil Blaizot auch Hoch­
schulstudiengänge, so daß eine auf der 
Staatsangehörigkeit beruhende Ungleichbe­
handlung hinsichtlich der Voraussetzungen 
für den Zugang zu der so verstandenen Be­
rufsausbildung als eine „gegen Artikel 7 
EWG-Vertrag verstoßende Diskriminierung 
aus Gründen der Staatsangehörigkeit" 11 an­
zusehen ist. Das Verbot gilt aber nur für 
eine Diskriminierung bei den Voraussetzun­
gen für den Zugang zur Berufsausbildung; 
aus diesem Grund hat der Gerichtshof zu 
einer staatlichen Studienförderung für In­
länder folgendes ausgeführt: 

„Nur insoweit, als eine solche Förderung 
der Deckung von Einschreibegebühren oder 
anderen Gebühren, insbesondere von Stu­
diengebühren, dient, die für den Zugang 
zum Unterricht verlangt werden, ergibt 
sich ..., daß sie die Voraussetzungen für den 
Zugang zur Berufsausbildung betrifft, in 
den Anwendungsbereich des EWG-Vertrags 
fällt und daß insoweit folglich das in Artikel 
7 EWG-Vertrag verankerte Verbot der Dis­
kriminierung aus Gründen der Staatsange­
hörigkeit Anwendung findet." 12 

25. Wer die Eigenschaft eines Wanderar­
beitnehmers besitzt, erfährt durch das Ge­
meinschaftsrecht eine erheblich günstigere 
Behandlung. Hierfür ist das Urteil Lair be­
sonders bezeichnend. Zunächst heißt es 

10 — Rechtssache 9/74, S!g. 1974, 773, Randnr. 4. 
11 — Rechtssache 293/83, a. a. O., Randnr. 26. 
12 — Rechtssache 39/86, Randnr. 14. 
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darin im Anschluß an die soeben wiederge­
gebene Analyse, daß 

„beim gegenwärtigen Entwicklungsstand 
des Gemeinschaftsrechts eine Förderung, die 
Studenten für den Lebensunterhalt und die 
Ausbildung gewährt wird, grundsätzlich au­
ßerhalb des Anwendungsbereichs des EWG-
Vertrags im Sinne von dessen Artikel 7 
liegt" 13. 

Gleichwohl hat der Gerichtshof auf eine auf 
anderen rechtlichen Prämissen beruhende 
Frage des vorlegenden Gerichts geantwor­
tet, daß 

„eine Förderung, die für den Lebensunter­
halt und die Ausbildung zur Durchführung 
eines Hochschulstudiums gewährt wird, das 
zu einem berufsqualifizierenden Abschluß 
führt, eine soziale Vergünstigung im Sinne 
von Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung Nr. 
1612/68 darstellt" 14. 

Es sei daran erinnert, daß nach der letztge­
nannten Bestimmung ein Arbeitnehmer, der 
Staatsangehöriger eines Mitgliedstaats ist, 
im Hoheitsgebiet der anderen Mitgliedstaa­
ten „die gleichen sozialen und steuerlichen 
Vergünstigungen wie die inländischen Ar­
beitnehmer" genießt. 

26. Eine Förderung, „die für den Lebens­
unterhalt und die Ausbildung zur Durchfüh­
rung eines Studiums gewährt wird", darf 
nach dem Gemeinschaftsrecht somit verwei­
gert werden, soweit es sich um einen Staats­
angehörigen handelt, der sich in keiner 
Hinsicht auf die Eigenschaft eines Wander-
arbeitnehmers berufen kann; sie darf es je­
doch nicht, soweit es sich um einen Wan­
derarbeitnehmer handelt. 

27. Die Ihnen vorgelegten Rechtssachen be­
treffen zwei Studenten, die zwar nicht die 
Eigenschaft eines Wanderarbeitnehmers im 
allgemeinen, jedoch die Eigenschaft eines 
Kindes eines Wanderarbeitnehmers im Sinne 
von Artikel 12 der Verordnung geltend ma­
chen. Und dieser Status eines Kindes eines 
Wanderarbeitnehmers impliziert meines 
Erachtens auch hinsichtlich des Anspruchs 
auf staatliche Studienbeihilfen eine günsti­
gere gemeinschaftsrechtliche Behandlung als 
der Status eines „einfachen" Bürgers: ge­
wissermaßen einen verstärkten gemein­
schaftsrechtlichen Schutz. 

28. Schaut man sich zunächst den Wortlaut 
von Artikel 12 der Verordnung an, so 
scheint die dort verwendete Formulierung 
weiter als das in dem Urteil Gravier formu­
lierte Verbot einer Diskriminierung bei den 
Voraussetzungen für den Zugang zur Be­
rufsausbildung. In Artikel 12 heißt es näm­
lich, daß die Kinder eines Wanderarbeitneh­
mers am Unterricht „unter den gleichen Be­
dingungen" wie die Staatsangehörigen des 
Aufnahmelandes teilnehmen können. Nach 
dem Vertrag bedeutet das Verbot einer Dis­
kriminierung bei den Zulassungsbedingun­
gen unter anderem, daß Gemeinschaftsbür­
gern keinerlei Einschreibegebühren oder 
-kosten auferlegt werden dürfen, von denen 
die eigenen Staatsangehörigen rechtlich 
oder tatsächlich befreit sind; es bedeutet je­
doch nicht, daß der Aufnahmestaat für den 
Lebensunterhalt zum Unterricht zugelasse­
ner ausländischer Studenten in der gleichen 
Weise aufzukommen hätte, wie er dies für 
seine eigenen Staatsangehörigen tut. Artikel 
12 hingegen, der die Zulassung zum Unter­
richt unter den gleichen Bedingungen wie 
für eigene Staatsangehörige vorschreibt, 
scheint von einer völligen Gleichbehandlung 
auszugehen, die nicht auf die „Zulassungs­
bedingungen" im engeren Sinne beschränkt 
bleibt. 

29. Über den Wortlaut von Artikel 12 hin­
aus dürfte jedoch vor allem die Rechtspre­
chung des Gerichtshofes eindeutig für die 
weite Auffassung sprechen, die ich Ihnen 

13 — Rechtssache 39/86, Randnr. 15. 
14 — Rechtssache 39/86, Randnr. 28. 
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hier vortrage. In dem bereits genannten Ur­
teil Casagrande und dem Urteil Alaimo vom 
29. Januar 1975 15 — in den betreffenden 
Fällen waren dem Sohn eines italienischen 
Arbeitnehmers in der Bundesrepublik 
Deutschland und der Tochter eines italieni­
schen Arbeitnehmers in Frankreich Ausbil­
dungsbeihilfen verweigert worden — hat 
der Gerichtshof die fraglichen Ausbildungs­
beihilfen den Bedingungen der Teilnahme 
am Unterricht, die nach Artikel 12 gleich 
sein müssen, zugerechnet, ohne bei den bei­
den Beihilferegelungen danach zu differen­
zieren, was gegebenenfalls zum Ausbil­
dungszugang im engeren Sinne und was 
zum Lebensunterhalt der Studenten gehören 
könnte. Der Gerichtshof hat also im Bereich 
der Ausbildungsbeihilfen für Kinder von 
Wanderarbeitnehmern keineswegs die Un­
terscheidungen vorgenommen, wie sie in 
den kürzlich ergangenen Urteilen Lair und 
Brown in bezug auf Gemeinschaftsbürger 
getroffen wurden, auf die die gemein­
schaftsrechtlichen Vorschriften über Wan­
derarbeitnehmer keine Anwendung finden. 

30. Die vom Gerichtshof bei der Anwen­
dung von Artikel 12 der Verordnung vertre­
tene weite Auslegung hat in einer Passage 
des Urteils Casagrande einen deutlichen 
Ausdruck gefunden, die fast wörtlich in das 
Urteil Alaimo übernommen wurde. In die­
sem Urteil heißt es, die Integration der Fa­
milie des Wanderarbeitnehmers im Aufnah­
meland setze voraus, 

„daß dem Kind eines gemeinschaftsangehö-
rigen Arbeitnehmers, das eine Schule besu­
chen will, die Vergünstigungen, welche die 
Rechtsvorschriften des Aufnahmelandes für 
die Ausbildungsförderung vorsehen, zu den 
gleichen Bedingungen offen stehen wie In­
ländern in gleicher Lage" 16. 

31. Aufgrund dieser Überlegungen, die im 
wesentlichen durch die Prüfung der Recht­
sprechung des Gerichtshofes veranlaßt wur­
den, bin ich der Ansicht, daß ein System der 
Studienfinanzierung wie das in der WSF 
vorgesehene in den Geltungsbereich von Ar­
tikel 12 der Verordnung fällt. Ich schlage 
Ihnen daher vor, die Frage 5 in der Rechts­
sache Echternach und die Frage 1 in der 
Rechtssache Moritz zu bejahen. 

II — Der persönliche Geltungsbereich von 
Artikel 12 der Verordnung Nr. 1612/68 

32. In der Rechtssache Echternach wurde 
der Standpunkt vertreten, der Kläger könne 
sich nicht auf Artikel 12 der Verordnung 
berufen, da sein Vater wegen seiner Tätig­
keit als Beamter einer internationalen Orga­
nisation kein Wanderarbeitnehmer im Sinne 
des Gemeinschaftsrechts sei. In diesem Zu­
sammenhang wurde auf Artikel 48 Absatz 4 
EWG-Vertrag verwiesen, wonach die übri­
gen Bestimmungen dieses Artikels auf die 
Beschäftigung in der öffentlichen Verwal­
tung keine Anwendung finden, und geltend 
gemacht, die Beschäftigung von Vater Ech­
ternach bei der EWO sei so zu qualifizieren. 
Außerdem ist die niederländische Regierung 
der Meinung, da es sich bei der EWO um 
eine internationale öffentlich-rechtliche Or­
ganisation handele, könnten die EWO-Be-
diensteten „ausschließlich aus diesem Ar­
beitsverhältnis und dem Protokoll über die 
Vorrechte und Befreiungen des Personals 
der EWO Rechte und Pflichten herleiten"; 
sie könnten sich daher nicht auf die Ver­
tragsvorschriften über die Freizügigkeit der 
Wanderarbeitnehmer berufen. 

33. Eine erste Bemerkung hierzu beantwor­
tet meines Erachtens die Frage 1. Ebenso 
wie die Kommission halte ich es für offen-

15 — Rechtssache 68/74, Slg. 1975, 109. 
16 — Rechtssache 68/74, a. a. O., Randnrn. 5 bis 7. 
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sichtlich, daß Artikel 48 Absatz 4, wonach 
„dieser Artikel... keine Anwendung auf die 
Beschäftigung in der öffentlichen Verwal­
tung" findet, nicht für die Beschäftigung bei 
einer internationalen völkerrechtlichen Or­
ganisation gilt. Diese Bestimmung bezieht 
sich auf bestimmte Tätigkeiten in der öf­
fentlichen Verwaltung der Mitgliedstaaten, 
nicht aber auf Tätigkeiten bei supranationa­
len Organisationen. In dem Urteil Sotgiu 
vom 12. Februar 1974 wird im übrigen in 
bezug auf die „Ausnahmebestimmung" des 
Artikels 48 Absatz 4 nur auf die „Interessen, 
die diese Bestimmung den Mitgliedstaaten 
zu schützen erlaubt", verwiesen 17. Darin 
sehe ich eine Bestätigung dafür, daß diese 
Bestimmung sich nur auf die öffentliche 
Verwaltung der Mitgliedstaaten, nicht aber 
die Verwaltung internationaler Organisatio­
nen bezieht. Aus diesem Grund sollte die 
Frage 1 verneint werden. 

34. Im übrigen kann meines Erachtens die 
Qualifizierung der von Vater Echternach 
ausgeübten Tätigkeit, wie immer sie ausfal­
len mag, den Bestimmungen des Vertrages 
und des abgeleiteten Rechts in Sachen Frei­
zügigkeit der Arbeitnehmer keinen Abbruch 
tun. 

35. Selbst wenn nämlich diese Tätigkeit als 
Beschäftigung in der öffentlichen Verwal­
tung im Sinne des Artikels 48 Absatz 4 an­
zusehen wäre, ist doch darauf hinzuweisen, 
daß nach dem Urteil Sotgiu diese Bestim­
mung nur die Möglichkeit eröffnet, 

„den Zugang ausländischer Staatsangehöri­
ger zu gewissen Tätigkeiten in der öffentli­
chen Verwaltung zu beschränken", 

daß sie jedoch 

„keine unterschiedliche Behandlung in be­
zug auf Entlohnung oder sonstige Arbeits­

bedingungen der Arbeitnehmer rechtfertigen 
[kann], wenn diese einmal in den Dienst der 
Verwaltung aufgenommen sind". 

In dem Urteil heißt es weiter: 

„denn bereits die Tatsache der Aufnahme in 
den Dienst der Verwaltung zeigt, daß die 
Interessen, die die Ausnahmen vom Grund­
satz der Nichtdiskriminierung gemäß Arti­
kel 48 Absatz 4 rechtfertigen, nicht in Frage 
stehen" 18. 

Das bedeutet, daß sich jeder Gemeinschafts­
bürger, der in einem anderen Mitgliedstaat 
als seinem Heimatstaat eine Beschäftigung 
gefunden hat — gegebenenfalls auch in der 
öffentlichen Verwaltung — auf die gemein­
schaftsrechtlichen Vorschriften über die 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer berufen 
kann und daher als Wanderarbeitnehmer im 
Sinne dieser Vorschriften anzusehen ist. 

36. Wenn wir nun die berufliche Situation 
von Vater Echternach nicht mehr unter dem 
Gesichtspunkt der öffentlichen Verwaltung 
im Sinne von Artikel 48 Absatz 4, sondern 
unter demjenigen des besonderen Statuts in­
ternationaler Organisationen betrachten, 
können wir zu keinem anderen Ergebnis 
kommen. 

37. In diesem Zusammenhang haben so­
wohl die Kommission als auch die portugie-

17 — Rechtssache 152/73, Slg. 1974, 153, Randnr. 4. 18 — A. a. O., Randnr. 4. 
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sische Regierung ganz zu Recht das Urteil 
Forcheri vom 13. Juli 1983 betreffend die 
Lage des Ehegatten eines Beamten der 
Europäischen Gemeinschaften angezogen. 
Darin hat der Gerichtshof entschieden, daß 

„die Rechtsstellung der Beamten der Ge­
meinschaft in dem Mitgliedstaat ihrer 
dienstlichen Verwendung in zweierlei Hin­
sicht in den Anwendungsbereich des Vertra­
ges fällt, nämlich wegen ihres Beschäfti­
gungsverhältnisses mit der Gemeinschaft 
und insoweit, als sie in den Genuß aller 
Vorteile kommen müssen, die sich für die 
Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten auf 
dem Gebiet der Freizügigkeit, der Nieder­
lassung und des sozialen Schutzes erge­
ben"19. 

Hieran erscheint mir sehr wichtig, daß der 
Gerichtshof offensichtlich jedem Gemein­
schaftsbürger unabhängig davon, ob er in 
einem Beschäftigungsverhältnis zu den Ge­
meinschaftsorganen steht, das Recht auf alle 
Vorteile zuerkennt, die sich aus dem Ge­
meinschaftsrecht, insbesondere im Bereich 
der Freizügigkeit der Arbeitnehmer, erge­
ben. Ich schließe mich in diesem Punkt der 
Auffassung der portugiesischen Regierung 
an, die, gestützt auf Ihr Urteil, betont, daß 
dem Staatsangehörigen eines Mitgliedstaats, 
der in einem anderen Mitgliedstaat beschäf­
tigt sei, die Rechte zustünden, die nach dem 
Gemeinschaftsrecht mit der Eigenschaft ei­
nes Wanderarbeitnehmers verbunden seien, 
ohne daß insoweit ein Unterschied nach der 
Art der ausgeübten Beschäftigung oder dem 
Status des Arbeitgebers zu machen wäre. 

38. Ich bin denn auch der Ansicht, daß ei­
nem Staatsangehörigen eines Mitgliedstaats, 
der bei einer im Hoheitsgebiet eines anderen 
Mitgliedstaats ansässigen internationalen 

Organisation beschäftigt ist, im Verhältnis 
zu dem letztgenannten Staat sämtliche Ver­
günstigungen zustehen, die ihm seine Stel­
lung als EG-Arbeitnehmer verleiht. Wir rüh­
ren hier im übrigen an die Grundlagen Ihrer 
Rechtsprechung, wenn wir uns bloß vor Au­
gen halten, daß ein Mitgliedstaat grundsätz­
lich nicht einseitig Gemeinschaftsbürger, die 
in seinem Hoheitsgebiet arbeiten, von den 
Wirkungen des Gemeinschaftsrechts aus­
schließen kann, und zwar weder durch in­
nerstaatliche Rechtsvorschriften noch durch 
im Rahmen völkerrechtlicher Übereinkom­
men übernommene Verpflichtungen. 

39. Ich schlage Ihnen deshalb vor, die Frage 
2 zu bejahen. 

40. In der Rechtssache Moritz wurde gel­
tend gemacht, daß der Betroffene sich nicht 
auf Artikel 12 der Verordnung berufen 
könne, da seine Eltern, insbesondere sein 
Vater, der seit 1972 in den Niederlanden 
gearbeitet habe, dieses Land verlassen hät­
ten, als der Student eine finanzielle Unter­
stützung beantragt habe. Mit anderen Wor­
ten, da Vater Moritz in den Niederlanden 
nicht mehr die Eigenschaft eines Wanderar­
beitnehmers besitze, stünden seinem Sohn in 
diesem Land nicht die Rechte zu, die sich 
ausschließlich aus dieser Eigenschaft ergä­
ben. 

41. Zu dieser Argumentation habe ich meh­
rere Bemerkungen zu machen. 

42. Zunächst halte es ich es nicht für über­
flüssig, den Wortlaut der einschlägigen ge­
meinschaftsrechtlichen Bestimmung in Erin­
nerung zu rufen. Artikel 12 beginnt wie 
folgt: „Die Kinder eines Staatsangehörigen 
eines Mitgliedstaats, der im Hoheitsgebiet 19 — Rechtssache 152/82, Slg. 1983, 2323, Randnr. 9. 
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eines anderen Mitgliedstaats beschäftigt ist 
oder beschäftigt gewesen ist...". „Beschäf­
tigt ist oder beschäftigt gewesen ist" — das 
bedeutet, daß die Kinder sich selbst dann 
auf die Rechte aus Artikel 12 berufen kön­
nen, wenn der betreffende Elternteil nicht 
mehr im Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats 
beschäftigt ist. Eine solche Formulierung 
schließt nicht aus, daß die Kinder diese 
Rechte auch dann behalten, wenn dieser El­
ternteil das Hoheitsgebiet des Aufnahmelan­
des verlassen hat. 

43. Sodann möchte ich Ihnen eine Passage 
aus den Schlußanträgen von Generalanwalt 
Sir Gordon Slynn in der Rechtssache Brown 
zitieren: 

„Artikel 12 ist meiner Meinung so zu ver­
stehen, daß er einem Kind ein Recht ver­
leiht, das mit seinen Eltern oder einem El­
ternteil in einem Mitgliedstaat gelebt hat, 
während dieser Elternteil dort beschäftigt 
war. Die Tatsache, daß der Elternteil den 
Mitgliedstaat verlassen hat, nimmt diesem 
Kind nicht seine Rechte." 20 

Diesem Standpunkt schließe ich mich vollin­
haltlich an. 

44. Und ich meine, daß der Gerichtshof 
sich in seinem Urteil Brown ebenfalls diese 
Ansicht, und sei es auch stillschweigend, zu 
eigen gemacht hat. Er hat nämlich ausge­
führt, Artikel 12 sei dahin auszulegen, 

„daß er einen Anspruch nur für ein Kind 
begründet, das mit seinen Eltern oder einem 
Elternteil in einem Mitgliedstaat in der Zeit 
lebte, in der dort zumindest ein Elternteil 
als Arbeitnehmer wohnte. Somit begründet 

die Bestimmung" — und nun kommt die 
wichtige Aussage — „keinen Anspruch für 
ein Kind eines Arbeitnehmers, das geboren 
wurde, als dieser Arbeitnehmer bereits nicht 
mehr im Gastland arbeitete oder wohnte." 21 

Es scheint mir keine Überspannung des Ar­
gumentum a contrario, wenn aus dieser Pas­
sage des Urteils gefolgert wird, daß Artikel 
12 einen Anspruch für ein Kind eines Ar­
beitnehmers begründet, das geboren wurde, 
als dieser Arbeitnehmer noch im Gastland 
arbeitete oder wohnte. 

45. Eine ähnliche Bemerkung ist meines 
Erachtens zu Nr. 5 des Tenors des Urteils 
Brown zu machen. Dort heißt es: 

„Ein Kind eines Angehörigen eines Mit­
gliedstaats, das im Gebiet eines anderen 
Mitgliedstaats wohnhaft ist, kann sich nicht 
auf Artikel 12 der Verordnung Nr. 1612/68 
berufen, wenn der Elternteil, der im Gast­
land nicht mehr wohnt, letztmals vor der 
Geburt des Kindes dort als Arbeitnehmer 
wohnhaft war." 

Abgesehen von den Erkenntnissen, die wir 
bereits aus dem Argumentum a contrario 
gewonnen habe, meine ich: Wenn der Ge­
richtshof der Auffassung wäre, daß ein Kind 
in einem Mitgliedstaat dann keine Rechte 
mehr aus Artikel 12 der Verordnung herlei­
ten kann, wenn der dort tätige Elternteil 
dieses Land verlassen hat, wäre die Antwort 
sicherlich anders formuliert worden. Der 
Gerichtshof hätte sich dann mit einer kür­
zeren Formulierung begnügen können. Da-

20 — Schlußanträge in der Rechtssache 197/86, Slg. 1988, 3205, 
3234. 

21 — Rechtssache 197/86, Urteil vom 21. Juni 1988, Slg. 1988, 
3205, Randnr. 30. 
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gegen scheint mir die vom Gerichtshof ge­
wählte Formulierung ziemlich klar zum 
Ausdruck zu bringen, daß es nach der Auf­
fassung des Gerichtshofes für sich allein 
keine entscheidende Rolle spielt, wenn der 
Elternteil, der im Aufnahmestaat gearbeitet 
hat, dort nicht mehr wohnt. 

46. Zu diesen auf den Wortlaut von Artikel 
12 der Verordnung und die Urteile des Ge­
richtshofes gestützten Überlegungen kommt 
hinzu, daß allein eine Auslegung, die die 
Rechte von Kindern nicht strikt davon ab­
hängig macht, daß der Elternteil in dem 
Staat, in dem er arbeitet, weiterhin wohnt, 
im Einklang mit dem Geist der gemein­
schaftsrechtlichen Bestimmungen zu stehen 
scheint, die über die Gleichbehandlung eine 
Integration der Arbeitnehmer und ihrer Fa­
milienangehörigen im Aufnahmeland sicher­
stellen sollen. 

47. Im übrigen bedarf es wohl kaum des 
Hinweises, daß in einer Zeit, in der die Fa­
milienbande nicht mehr allzu fest sind, die 
Familie sich in einer sehr unsicheren Lage 
befände und meistens dem Verhalten des 
Vaters ausgeliefert wäre, wenn der Bestand 
der Rechte, die daraus hergeleitet werden, 
daß ein Elternteil Wanderarbeitnehmer ist, 
davon abhängig gemacht würde, ob dieser 
Elternteil noch immer im Aufnahmestaat 
wohnt und arbeitet. 

48. Der Fall von Herrn Moritz ist ein an­
schauliches Beispiel dafür, was die Integra­
tion der Familie und insbesondere eines 
Kindes im Aufnahmestaat normalerweise 
bedeutet. Herr Moritz absolvierte in den 
Niederlanden den Großteil seiner Schulaus­
bildung, da sein Vater dort arbeitete, und 
ich meine nicht, daß es ausschließlich da­
von, an welchem Ort sein Vater zufällig sei­
nen Beruf ausübt, abhängig gemacht werden 
kann, ob Herr Moritz diese Ausbildung un­
ter befriedigenden Bedingungen fortsetzen 
kann. 

49. Schließlich teile ich auch in diesem 
Punkt die Auffassung der portugiesischen 
Regierung, die ausführt, daß eine Auslegung 
der Verordnung, die die abgeleiteten Rechte 
der Familienangehörigen eines Wanderar­
beitnehmers im Aufnahmemitgliedstaat strikt 
davon abhängig machen will, daß dieser Ar­
beitnehmer weiterhin in diesem Staat wohnt, 
die Freiheit der Arbeitnehmer, sich inner­
halb der Gemeinschaft zu bewegen, beein­
trächtigen würde, da sie im Falle ihres Weg­
zugs Rechte verlören. Ich glaube nicht, daß 
Sie zu einer Auslegung gelangen können, 
die die Tragweite des fundamentalen 
Grundsatzes der Freizügigkeit der Arbeit­
nehmer praktisch beschränken würde. 

50. Daher bin ich der Ansicht, daß das 
Kind eines Wanderarbeitnehmers nicht al­
lein deshalb, weil dieser den Aufnahmemit­
gliedstaat verläßt, die in Artikel 12 der Ver­
ordnung vorgesehenen Rechte in diesem 
Staat verliert. 

51. Die Schlußfolgerung, daß ein Kind die 
aus der Wanderarbeitnehmereigenschaft ei­
nes Elternteils hergeleiteten Rechte auch 
dann behält, wenn dieser Elternteil den Auf­
nahmestaat verläßt, muß jedoch mit gewis­
sen Einschränkungen versehen werden. Be­
stimmte Aspekte der Ihnen gestellten Fra­
gen, die mit der Situation von Herrn Moritz 
zu tun haben, machen einige Klarstellungen 
hinsichtlich des persönlichen Geltungsbe­
reichs von Artikel 12 der Verordnung erfor­
derlich. 

52. Das vorlegende Gericht fragt Sie, wie 
bei der Auslegung dieser Bestimmung dem 
Umstand Rechnung getragen werden soll, 
daß das Kind zunächst zusammen mit dem 
Wanderarbeitnehmer den Aufnahmestaat 
verlassen hat, jedoch später in diesen Staat 
zurückgekehrt ist, um dort sein Studium 
fortzusetzen. 
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53. Es sei darauf hingewiesen, daß die in 
Anikei 12 vorgesehenen Rechte den betref­
fenden Kindern ausdrücklich nur dann zu­
stehen, wenn sie im Hoheitsgebiet des Auf­
nahmestaats wohnen. Zum Zeitpunkt der 
ablehnenden Entscheidung des Ministers 
wohnte Herr Moritz in den Niederlanden. 
Was die Anwendung des Artikels 12 schwie­
rig macht, ist die Tatsache, daß er dort er­
neut wohnte, d. h. nachdem er seinen Auf­
enthalt in den Niederlanden für genau ein 
Jahr und drei Monate unterbrochen hatte. 
Hat eine solche Unterbrechung des Aufent­
halts eines Kindes zur Folge, daß dieses 
Kind sich nicht mehr auf die in Artikel 12 
der Verordnung vorgesehenen Rechte beru­
fen kann? 

54. Meines Erachtens muß bei der Beant­
wortung dieser Frage ein Umstand wie die 
Kontinuität der Berufsausbildung, d. h. der 
Schul-, Hochschul- und technischen Ausbil­
dung usw. im Aufnahmestaat berücksichtigt 
werden. Wenn ein Student, der bei einem 
als Wanderarbeitnehmer tätigen Elternteil 
im Aufnahmestaat gewohnt hat, nach der 
Abreise des betreffenden Elternteils aus die­
sem Staat dort weiterhin seine Berufsausbil­
dung absolviert, so müssen ihm meiner Mei­
nung nach dort die in Artikel 12 der Ver­
ordnung vorgesehenen Rechte zustehen, so­
lange er dort tatsächlich wohnt, wobei eine 
vorübergehende Unterbrechung dieses Auf­
enthalts keine Rolle spielt. Wie die Kommis­
sion und die portugiesische Regierung dar­
gelegt haben, kommt es im wesentlichen auf 
die Kontinuität der Berufsausbildung an. 
Wird diese Ausbildung im Aufnahmestaat 
fortgesetzt, so fällt die vorübergehende Un­
terbrechung des Aufenthalts nicht ins Ge­
wicht. Die Fortsetzung des Studiums in die­
sem Staat kann nämlich nicht losgelöst von 
den Gründen, auf denen sie beruht, nämlich 
dem Aufenthalt des Kindes bei einem als 
Wanderarbeitnehmer tätigen Elternteil, ge­
sehen werden. Die Integration der Familie 
dieses Arbeitnehmers im Aufnahmeland 
führt zwangsläufig dazu, daß die zu der Fa­
milie gehörenden Kinder dort ihre Ausbil­

dung absolvieren, entweder deshalb, weil 
dies wegen der in diesem Land aufeinander 
abgestimmten Unterrichtsformen objektiv 
den Vorzug verdient, oder weil beim gegen­
wärtigen Stand des Gemeinschaftsrechts der 
Zugang zur Ausbildung in anderen Staaten 
für Personen, die dort zuvor keine Ausbil­
dung absolviert haben, schwieriger oder gar 
unmöglich ist. 

55. In gewisser Anlehnung an die Recht­
sprechung zum Fortbestand der Arbeitneh­
merrechte beim Unternehmensübergang, in 
der der Gerichtshof im Falle einer vorüber­
gehenden Schließung des Unternehmens 
darauf abstellt, daß die Unternehmensiden­
tität bestehen bleibt, können Sie meines 
Erachtens bei Ihrer Auslegung den Fortbe­
stand der dem Kind eines Wanderarbeitneh­
mers nach Artikel 12 zustehenden Rechte 
durch die Kontinuität der Berufsausbildung 
dieses Kindes im Aufnahmestaat rechtferti­
gen. 

III — Die aus Artikel 12 der Verordnung 
Nr. 1612/68 und den Aufenthaltserlaubnis­
sen hergeleiteten Rechte 

56. Wir kommen jetzt zu der Frage, ob es 
im Falle eines Studenten gegebenenfalls ei­
nen Zusammenhang zwischen den Rechten 
aus Artikel 12 der Verordnung und dem Be­
sitz bzw. Nichtbesitz einer Aufenthaltser­
laubnis gibt. Diese Frage scheint mir durch 
die Rechtsprechung bereits in vollem Um­
fang beantwortet. 

57. Ich kann mich daher mit folgendem 
Hinweis begnügen: 

„Das Recht der Staatsangehörigen eines 
Mitgliedstaats, in das Hoheitsgebiet eines 
anderen Mitgliedstaats einzureisen und sich 
dort zu den vom Vertrag genannten Zwek-
ken aufzuhalten — insbesondere, um dort 
eine selbständige oder unselbständige Er-
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Werbetätigkeit zu suchen oder auszuüben 
oder um sich dem Ehegatten oder sonstigen 
Familienangehörigen anzuschließen —, 
fließt unmittelbar aus dem Vertrag oder, je 
nach Sachlage, aus den zu seiner Durchfüh­
rung ergangenen Bestimmungen.22 

Folglich wird dieses Recht unabhängig von 
der Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis 
durch die zuständige Behörde eines Mit­
gliedstaats erworben."23 

58. Nach diesem Hinweis auf die in dem 
Urteil Royer formulierten wohlbekannten 
Grundsätze möchte ich noch klarstellen, 
daß den Kindern von Wanderarbeitnehmern 
das Recht auf Aufenthalt im Aufnahmemit­
gliedstaat unmittelbar durch Artikel 10 der 
Verordnung Nr. 1612/68 zuerkannt wird: 
„Bei dem Arbeitnehmer, der die Staatsange­
hörigkeit eines Mitgliedstaats besitzt und im 
Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats 
beschäftigt ist, dürfen folgende Personen 
ungeachtet ihrer Staatsangehörigkeit Woh­
nung nehmen: a) sein Ehegatte sowie die 
Verwandten in absteigender Linie, die noch 
nicht 21 Jahre alt sind oder denen Unterhalt 
gewährt wird ..." 

59. Zum Nachweis des den Kindern eines 
Wanderarbeitnehmers hiernach zustehenden 
Aufenthaltsrechts wird in den Mitgliedstaa­
ten gemäß den Bestimmungen der Richtlinie 
68/360/EWG des Rates vom 15. Oktober 
196824 eine Aufenthaltserlaubnis erteilt. 
Nach Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b der 
Richtlinie muß diese Erlaubnis eine Gültig­
keitsdauer von mindestens fünf Jahren vom 
Zeitpunkt der Ausstellung an haben und 
ohne weiteres verlängert werden können. 

Daraus dürfte hervorgehen — und damit 
dürften einige der Vorlagefragen beantwor­
tet sein —, daß einem Gemeinschaftsbürger, 
der sein Aufenthaltsrecht aus Artikel 10 der 
Verordnung Nr. 1612/68 herleitet, keine 
Aufenthaltserlaubnis für weniger als fünf 
Jahre erteilt werden kann, daß jedoch das 
Gemeinschaftsrecht nicht gebietet, ihm eine 
unbefristete Aufenthaltserlaubnis zu erteilen. 

60. Wenn wir die soeben erwähnten 
Rechtsgrundsätze mit einigen der bereits ge­
zogenen Schlußfolgerungen in Zusammen­
hang bringen, stellen wir fest, daß dem 
Kind eines Wanderarbeitnehmers ein Auf­
enthaltsrecht unmittelbar aus Artikel 10 der 
Verordnung Nr. 1612/68 zusteht, das seine 
Rechtswirkungen unabhängig davon entfal­
tet, ob dem Kind eine Aufenthaltserlaubnis 
erteilt worden ist oder nicht. 

61. Ich meine daher, daß die Rechte aus 
Artikel 12 dieser Verordnung den Kindern 
von Wanderarbeitnehmern völlig unabhän­
gig davon zustehen, ob sie über eine Auf­
enthaltserlaubnis verfügen oder nicht. Ich 
glaube nicht, daß zwei Bestimmungen dieser 
Verordnung voneinander losgelöst ausgelegt 
werden können. 

62. Selbst wenn der Genuß der in Artikel 
12 der Verordnung vorgesehenen Rechte 
vom Besitz einer Aufenthaltserlaubnis ab­
hängig gemacht werden könnte, dürften die 
zuständigen Behörden eines Mitgliedstaats 
meines Erachtens diese Rechte einem die 
Staatsangehörigkeit eines anderen Mitglied­
staats besitzenden Studenten nicht unter Be­
rufung auf eine gemeinschaftsrechtswidrige 
Situation verweigern. Das Gemeinschafts­
recht sieht nämlich vor, daß dem Kind eines 
Wanderarbeitnehmers zum Nachweis seines 
Aufenthaltsrechts eine mindestens fünf Jahre 
gültige, verlängerbare Aufenthaltserlaubnis 
erteilt werden muß; die Behörden eines 
Mitgliedstaats können meiner Meinung 

22 — Rechtssache 48/75, Royer, Urteil vom 8. April 1976, Sie. 
1976, 497, Randnrn. 31 bis 33. 

23 — Ebenda, Randnr. 32. 

24 — Richtlinie zur Aufhebung der Reise- und Aufenthaltsbe­
schränkungen für Arbeitnehmer der Mitgliedstaaten und 
ihre Familienangehörigen innerhalb der Gemeinschaft, ABl. 
L 257 vom 19. 10. 1968, S. 13. 
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nach deshalb einem Kind eines Wanderar­
beitnehmers nicht entgegenhalten, daß ihm 
eine solche Erlaubnis tatsächlich nicht erteilt 
wurde. 

63. Aus den zum sachlichen Geltungsbe­
reich von Artikel 12 der Verordnung bereits 
dargelegten Gründen, die auch in diesem 
Zusammenhang zum Tragen kommen, bin 

ich der Ansicht, daß weder das Aufenthalts­
recht des Kindes eines Wanderarbeitneh-
mers noch der Anspruch auf Erteilung einer 
Aufenthaltserlaubnis dadurch beeinträchtigt 
werden, daß der betreffende Elternteil den 
Aufnahmestaat verlassen hat, wenn das 
Kind dort eine Berufsausbildung fortsetzt, 
die bereits vor dem Weggang dieses Eltern­
teils ganz oder teilweise in diesem Staat ab­
solviert wurde. 

64. Nach alledem beantrage ich, für Recht zu erkennen: 

In der Rechtssache 389/87 (Echternach): 

1) Zur Berufsausbildung im Sinne von Artikel 12 der Verordnung (EWG) Nr. 
1612/68 über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der Gemeinschaft 
zählt unter anderem auch das Hochschulstudium der Wirtschaftswissenschaf­
ten. 

2) Ein staatlicher Beitrag zur Studienfinanzierung, durch den dem berechtigten 
Studenten geholfen werden soll, sowohl die Einschreibegebühren oder das 
Schulgeld zu bezahlen als auch seinen Lebensunterhalt zu bestreiten, gehört zu 
den Bedingungen der Teilnahme an einer Berufsausbildung im Sinne von Arti­
kel 12 der Verordnung Nr. 1612/68. 

3) Ein Kind eines Staatsangehörigen eines Mitgliedstaats, der im Hoheitsgebiet 
eines anderen Mitgliedstaats tätig ist, kann sich auf Artikel 12 der Verordnung 
Nr. 1612/68 berufen, unabhängig davon, welche Art der Beschäftigung der be­
treffende Elternteil dort ausübt, insbesondere dann, wenn es sich um eine Be­
schäftigung bei einer in diesem anderen Mitgliedstaat ansässigen internationa­
len Organisation handelt. 

4) Das Kind kann sich unabhängig davon, ob ihm eine Bescheinigung zum Nach­
weis seines Aufenthaltsrechts aus Artikel 10 der Verordnung Nr. 1612/68 aus­
gestellt worden ist, auf Artikel 12 dieser Verordnung berufen. 
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In der Rechtssache 390/87 (Moritz): 

1) Zur Berufsausbildung im Sinne von Artikel 12 der Verordnung (EWG) Nr. 
1612/68 über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der Gemeinschaft 
zählt unter anderem auch das Studium an einer höheren technischen Lehran­
stalt. 

2) Ein staatlicher Beitrag zur Studienfinanzierung, durch den dem berechtigten 
Studenten geholfen werden soll, sowohl die Einschreibegebühren oder das 
Schulgeld zu bezahlen als auch seinen Lebensunterhalt zu bestreiten, gehört zu 
den Bedingungen der Teilnahme an einer Berufsausbildung im Sinne von Arti­
kel 12 der Verordnung Nr. 1612/68. 

3) Ein Kind eines Staatsangehörigen eines Mitgliedstaats, der in einem anderen 
Mitgliedstaat gearbeitet und diesen Staat dann wieder verlassen hat, kann sich 
auf Artikel 12 der Verordnung Nr. 1612/68 berufen, wenn es tatsächlich bei 
diesem Arbeitnehmer im Hoheitsgebiet des Aufnahmestaats gewohnt hat, dort 
aus diesem Grund studiert hat und dort weiterhin wohnt, um sein Studium fort­
zusetzen; eine vorübergehende Unterbrechung seines Aufenthalts in diesem Ge­
biet, durch die die Kontinuität der Berufsausbildung nicht in Frage gestellt 
wurde, spielt insoweit keine Rolle. 

4) Das Kind kann sich unabhängig davon, ob ihm eine Bescheinigung zum Nach­
weis seines Aufenthaltsrechts aus Artikel 10 der Verordnung Nr. 1612/68 aus­
gestellt worden ist, auf Artikel 12 dieser Verordnung berufen. 
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